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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

09.09.2015 

Geschäftszahl 

2013/03/0120 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2006/07/0108 E 29. März 2007 VwSlg 17168 A/2007 RS 2 

Stammrechtssatz 

Nach den Materialien zu § 13 Abs 8 AVG (vgl RV 1167 BlgNR 20. GP, 27 f) sollen mit § 13 Abs 8 AVG 
Änderungen des Projekts nunmehr grundsätzlich ermöglicht und dadurch vermieden werden, dass der 
Antragsteller, der im Antragsverfahren sinnvoller Weise auch den Inhalt seines Begehrens bestimmen können 
soll, wenn er seinen Antrag ändern will, gleichsam "an den Start zurückgeschickt" werden muss, was weder in 
seinem Interesse noch im öffentlichen Interesse an einer möglichst umfassenden und ökonomischen 
Entscheidung über ein Vorhaben (Projekt) liegt. Diese Antragsänderung soll jedoch ua nur dann zulässig sein, 
wenn durch sie die Sache ihrem "Wesen" nach nicht geändert wird. 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung 

verbunden): 

2013/03/0121 


